Skriptum Steuerrecht


Steuerrecht

e – law of taxation

Rechtsquellen

Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz (AVOG), Bundesabgabenordnung (BAO), Einkommensteuergesetz (EStG), Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz (ErbStG), Finanzausgleichsgesetz (FAG), Gebührengesetz (GebG), Grunderwerbssteuergesetz (GrEStG), Grundsteuergesetz (GrStG), Handelsgesetzbuch (HGB), Kapitalverkehrssteuergesetz (KVG), Kommunalsteuergesetz (KommStG), Körperschaftssteuergesetz (KStG)

Überblick

Um seine Aufgaben erfüllen zu können, braucht der Staat Einnahmen. Zu diesem Zweck erhebt er Steuern, Gebühren und sonstige Abgaben. 

Alle Bürger haben die Pflicht, im Rahmen der vom Parlament beschlossenen Gesetze ihren Anteil zur Finanzierung öffentlicher Leistungen beizutragen – auch dann, wenn sie nicht unmittelbar selbst in den Genuss der Leistungen kommen oder kommen wollen. Etwa 30 % des gesamten erwirtschafteten Bruttoinlandsprodukts werden von den Österreicherinnen und Österreichern als Steuern an die Gebietskörperschaften Bund, Länder und Gemeinden eingezahlt (Sozialversicherungsbeiträge sind dabei nicht berücksichtigt).

Ausgangssituation

Wie für jedes Unternehmen, so  ist auch die TCOM GesmbH ist von der Pflicht zur Steuerleistung betroffen. Für Carmen Gläser, eine der Gesellschafterinnen und gleichzeitig die Geschäftsführerin und ihre Partner ist es von Bedeutung, die Grundzüge der verschiedenen Steuern und vor allem ihre Fälligkeit zu kennen. Das vorliegende Kapitel stellt die Grundzüge des österreichischen Steuerrechts dar.

Aufgabenstellung

Ergründen Sie, welche Steuern, Gebühren und/oder Abgaben Sie als Privatperson bereits bezahlt haben. 

Einteilung der Steuern

e – types of taxes

Steuern 

Steuern stehen keine unmittelbaren Gegenleistungen gegenüber, sie dienen generell der Finanzierung staatlicher Leistungen. Steuern können nach unterschiedlichen Kriterien unterteilt werden:

Einteilung
Beschreibung
Beispiel

nach der Art der Einhebung
direkte Steuern: Steuerschuldner/in und Steuerträger/in sind identisch
Einkommensteuer (ESt) Körperschaftssteuer (KöSt)


indirekte Steuern: Steuerschuldner/in und Steuerträger/in sind nicht identisch 
Umsatzsteuer, Tabaksteuer, Mineralölsteuer

nach dem Steuergegen-stand
Besitzsteuern



Ertragssteuern
Einkommen- und Körperschaftssteuer


Vermögenssteuern
Erbschaftssteuer, Grundsteuer


Verkehrssteuern
Umsatzsteuer, Grunderwerbs-steuer, Kapitalertragssteuer


Verbrauchssteuern
Tabaksteuer, Mineralölsteuer, Biersteuer

nach der Ertragshoheit
Bundesabgaben
Tabaksteuer, Stempelgebühren


Landesabgaben
Feuerschutzsteuer, Jagd- und Fischereiabgaben


Gemeinschaftliche Bundesabgaben (Erhebung durch Bund, Ertragsteilung zwischen Bund, Länder und Gemeinden)
Einkommensteuer, Körperschaftssteuer, Umsatzsteuer


Gemeindeabgabe
Kommunalsteuer, Grundsteuer

nach Subjekt-steuern und Objektsteuern
Subjekt- (Personen)steuern: entscheidend für den Steuergegenstand und besonders für die Steuerhöhe ist die persönliche Situation der Steuerschuldnerin/des Steuerschuldners (zB Höhe des Einkommens bzw. der Familienstand) 
Einkommensteuer, Körperschaftssteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer


Objekt- (Sach)steuern: für die Steuerhöhe sind objektbezogene Merkmale entscheidend 
Umsatzsteuer

nach Veranlagungs-steuern und Selbstbe
messungs​steuern
Veranlagungssteuern: das Finanzamt setzt auf Basis der Steuererklärung die Steuer für ein Kalenderjahr fest, Vorauszahlungen können geleistet werden
Einkommensteuer


Selbstbemessungssteuern: der Steuerpflichtige bzw. der zur Einbehaltung von Steuern Verpflichtete berechnet die Steuer selbst 
Kommunalsteuer, 

Normverbrauchsabgabe, Versicherungssteuer

Beiträge sind Geld- oder Sachleistungen, die von Personen geleistet werden, die ein besonderes Interesse an der Errichtung oder Erhaltung öffentlicher Einrichtungen haben (zB Kammerbeiträge). 

Als Gebühren gelten Entgelte, die von Gebietskörperschaften für bestimmte Leistungen eingehoben werden (zB Gebühren für die Ausstellung eines Reisepasses, eines Führerscheins). 

2.  Einkommensteuer

e – income tax

2.1. Allgemeines

Der Einkommensteuer unterliegt das Einkommen natürlicher Personen (§ 1 EStG); sie knüpft an persönliche Umstände an und zählt somit zu den Personensteuern. Die Einkommensteuer wird vom Steuerschuldner grundsätzlich auch wirtschaftlich getragen, sie zählt somit zu den direkten Steuern. Weiters ist sie eine gemeinschaftliche Bundesabgabe, dh sie wird vom Bund eingehoben und zwischen Bund, Ländern und Gemeinden aufgeteilt.

Man unterscheidet folgende Erhebungsformen der Einkommensteuer:

–
Veranlagung, dh die bescheidmäßige Festsetzung durch das Finanzamt.

–
Lohnsteuer: Ihr unterliegt das Einkommen natürlicher unselbständiger Personen. 

–
Kapitalertragssteuer: Ihr unterliegen die Einkünfte aus Kapitalvermögen.

2.2
Einkommensteuer i.e.S.

Persönliche Steuerpflicht

Unbeschränkt steuerpflichtig sind natürliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Die unbeschränkte Steuerpflicht erstreckt sich vom Umfang her auf das gesamte, wo immer erzielte Einkommen (Welteinkommen). Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umständen innehat, die darauf schließen lassen, dass er diese Wohnung beibehalten und benützen wird. Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Land nicht nur vorübergehend verweilt. Die unbeschränkte Steuerpflicht tritt aber stets dann (rückwirkend) ein, wenn der Aufenthalt im Inland länger als sechs Monate dauert.

Beschränkt steuerpflichtig sind natürliche Personen, die weder einen Wohnsitz noch den gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, und bestimmte (in § 98 EStG aufgezählte) inländische Einkünfte erzielen. Der Steuerpflicht unterliegen in diesem Fall nur die inländischen Einkünfte.

Sachliche Steuerpflicht – das Einkommen

Die grundsätzliche Erhebungsform der Einkommensteuer i.e.S. ist die Veranlagung. Der Steuerpflichtige hat beim zuständigen Wohnsitzfinanzamt eine Steuererklärung einzubringen (meist für ein Kalenderjahr). Danach wird mittels Bescheid des Finanzamtes das Einkommen festgestellt und die Einkommensteuer festgesetzt. Bereits während des Kalenderjahres muss der Steuerpflichtige vierteljährlich Vorauszahlungen leisten, die dann auf die endgültige (mit Bescheid festgesetzte) Steuerschuld angerechnet werden.

Die sieben Einkunftsarten

1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
Dazu zählen Einkünfte aus der 

–
Urproduktion (Landwirtschaft, Forstwirtschaft)

–
Tierzucht mit eigenen landwirtschaftlichen Produkten

–
Jagd

2. Einkünfte aus selbstständiger Arbeit
Dazu zählen Einkünfte der

–
freien Berufe (zB Ärzte, Architekten, Künstler, Rechtsanwälte)

–
Vermögensverwaltung, Aufsichtsratsmitglieder

–
Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften, wenn sie mehr als 25 % an der Gesellschaft beteiligt sind

3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Dazu zählen alle Einkünfte aus einer

–
selbstständigen

–
nachhaltigen Betätigung mit

–
Gewinnerzielungsabsicht und

–
Beteiligung am wirtschaftlichen Verkehr

4. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit
Zu diesen Einkünften gehören insbesondere

–
Einkünfte aus einem Dienstverhältnis

–
Einkünfte aus Pensionen sowie

–
Einkünfte von Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften, wenn die Beteiligung 25 % nicht überschreitet und

–
Einkünfte von politischen Funktionären (zB Abgeordneten)

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen
Dazu zählen zB

–
Gewinnanteile an Kapitalgesellschaften

–
Zinsen aus Bankguthaben und Forderungswertpapieren (zB Anleihen)

–
Zinsen aus Darlehen

–
Gewinnanteile des echten stillen Gesellschafters

–
Versicherungsleistungen aus Erlebensversicherungen

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
Zu diesen gehören vor allem

–
Einkünfte aus Vermietung von unbeweglichem Vermögen (zB einer Wohnung)

–
Verpachtung von Unternehmen

–
Überlassung von Rechten (zB Lizenzen)

7. Sonstige Einkünfte gemäß § 29 EStG
Dazu gehören zB

–
Wiederkehrende Bezüge, wie Renten (zB Schadenersatzrenten)

–
Spekulationsgeschäfte (das sind zB Gewinne aus einem Grundstücksverkauf, wenn das Grundstück innerhalb von 10 Jahren seit der Anschaffung verkauft wird bzw. Gewinne aus dem Verkauf von beweglichen Gütern oder Wertpapieren, wenn diese innerhalb von einem Jahr wieder verkauft werden)

(
Die Einkünfte 1–3 sind betriebliche Einkünfte, die Einkünfte 4–7 außerbetriebliche Einkünfte.

(
Weiters stellen die Einkünfte 1–4 Haupteinkunftsarten dar, während die Einkünfte 5–7 Nebeneinkunftsarten sind.

Liebhaberei

Tätigkeiten, die auf Dauer gesehen insgesamt kein positives Ergebnis erwarten lassen, stellen Liebhaberei (der Begriff findet sich im EStG nicht) dar. Die Ergebnisse der Liebhaberei müssen bei der Einkommensteuer-Veranlagung außer Acht gelassen werden: Weder können die – regelmäßig auftretenden – Verluste mit ande​ren positiven Einkünften ausgeglichen werden, noch sind – ausnahmsweise auftretende – Überschüsse steuerlich zu erfassen.

Steuerfreie Einkünfte

Steuerfreie Einkünfte sind ua bestimmte Leistungen der öffentlichen Hand, zB wegen Hilfsbedürftigkeit, sowie Sachleistungen an Arbeitnehmer (zB verbilligte Mahlzeiten).

Ermittlung der Einkünfte

Man unterscheidet:

–
den Gewinn bei den betrieblichen Einkunftsarten (das sind Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, selbstständiger Arbeit und Gewerbebetrieb),

–
den Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten bei den außerbetrieblichen Einkunftsarten (das sind Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte).

Überblick über die Gewinnermittlungsarten

Für die Ermittlung des Gewinns bei den betrieblichen Einkunftsarten gibt es folgende Möglichkeiten:

1. 
Betriebsvermögens-vergleich 

nach § 4 Abs. 1 
Die Gewinnermittlung erfolgt durch einen Vergleich des Vermögens am Ende des Wirtschaftsjahres mit jenem am Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres (mithilfe der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung). Entnahmen sind hinzuzurechnen, Einlagen sind abzuziehen.

2. 
Betriebsvermögens-vergleich 

nach § 5 Abs. 1 


Dieser gilt für im Firmenbuch eingetragene (protokollierte) Gewerbetreibende. Er setzt eine doppelte Buchführung voraus, die das gesamte Betriebsvermögen wertmässig erfasst. Kleine Unternehmen sind von der Buchführungspflicht jedoch befreit.

3. 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 

nach § 4 Abs. 3
Hier wird der Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ermittelt. Die E-A-Rechnung wird angewandt, wenn keine Buchführungspflicht besteht (§§ 124, 125 BAO) und auch nicht freiwillig Bücher geführt werden.

4.
Pauschalierung 

nach § 17
Diese stellt eine rein steuerliche Buchführungspflicht dar und besteht für Gewerbetreibende sowie land- und forstwirtschaftliche Betriebe v.a. dann, wenn die Umsätze in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren jeweils € 400.000 (bei Lebensmitteleinzelhändlern und Gemischt​waren​​händlern jeweils € 600.000 Mio) überstiegen haben (§ 125 BAO). Für Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit besteht keine Buchführungspflicht.

Absetzung für Abnutzung (AfA)

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sind grundsätzlich zu aktivieren (dh in der Bilanz als Vermögen auszuweisen). Durch die betriebliche Verwendung, die sich beim Anlagevermögen über einen mehrjährigen Zeitraum erstreckt, ergibt sich eine Abnützung. Diese Abnützung wird dadurch berücksichtigt, dass die Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer als Betriebsausgaben abgesetzt werden.

Die AfA ist nicht auf die betrieblichen Einkünfte beschränkt, sondern kommt auch bei den Überschusseinkünften, insbesondere bei Vermietung und Verpachtung zur Anwendung.

Die AfA darf erstmals im Jahr der Inbetriebnahme des Wirtschaftsgutes im Betrieb geltend gemacht werden. Beträgt der Nutzungszeitraum im Jahr der Inbetriebnahme oder im Jahr des Ausscheidens des Wirtschaftsgutes sechs Monate oder weniger, so ist der halbe AfA-Betrag anzusetzen. 

Beispiel

Die Anschaffungskosten einer neuen Geschäftsausstattung der TCOM GesmbH betragen € 25.000,00; die voraussichtliche Nutzungsdauer 5 Jahre. Die jährliche AfA beträgt daher €  5.000,00.

Wird die Geschäftsausstattung nach dem 30. Juni eines Jahres in Betrieb genommen, darf nur die Halbjahres-AfA in Höhe von € 2.500,00 angesetzt werden.

Verbucht wird die Afa folgendermaßen: 7... Abschreibung von Sachanlagen







an 0... Anlagenkonto

Berechnung der Einkommensteuer

Bei der Berechnung der Einkommensteuer geht man nach folgendem Schema vor:

PRIVATE
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

+ Einkünfte aus selbstständiger Arbeit

+ Einkünfte aus Gewerbebetrieb

+ Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit (aus einem Dienstverhältnis)

+ Einkünfte aus Kapitalvermögen (nur soweit sie nicht der Endbesteuerung unterliegen)

+ Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

+ sonstige Einkünfte gemäß § 29 EStG

= Gesamtbetrag der Einkünfte

– Sonderausgaben 

– außergewöhnliche Belastungen

= Einkommen nach § 2 Abs. 2 EStG

auf dieses Einkommen wird der Einkommensteuer-Tarif angewendet, dh, die Einkommensteuer rechnerisch ermittelt

– diverse Absetzbeträge

– einbehaltene Lohnsteuer

– einbehaltene Kapitalertragssteuer 

– geleistete (vierteljährliche) Vorauszahlungen

= Einkommensteuer-Zahllast oder Gutschrift

Sonderausgaben

Sonderausgaben stellen Einkommensverwendungen dar, welche ohne ausdrückliche gesetzliche Vorschrift nicht abziehbar wären. Zu den im Gesetz aufgezählten Sonderausgaben zählen insbesondere 

–
Beiträge zu einer freiwilligen Kranken-, Unfall-, Pensionsversicherung sowie zu einer Lebensversicherung,

–
Ausgaben zur Wohnraumschaffung oder zur Wohnraumsanierung,

–
Aufwendungen zum Erwerb von Genussscheinen und jungen Aktien,

–
Kirchenbeiträge (bis zur Höhe von € 72,67 jährlich),

–
Steuerberatungskosten,

–
Spenden an Universitäten und Forschungseinrichtungen.

Die so genannten „Topfsonderausgaben“ (ua die drei Erstgenannten) sind nur bis zu einem Jahreshöchstbetrag abziehbar (bei höheren Jahreseinkommen gar nicht mehr abzugsfähig). Als Sonderausgaben sind auch Verluste (welche sich aus den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, selbstständiger Arbeit und Gewerbebetrieb ergeben), die in den vorangegangenen Jahren entstanden sind (Verlustabzug).

Außergewöhnliche Belastungen

Außergewöhnliche Belastungen sind Ausgaben der privaten Lebensführung, denen sich der Steuerpflichtige nicht entziehen kann und die seine Leistungsfähigkeit beeinträchtigen. Damit eine Aufwendung als außergewöhnliche Belastung steuerlich abgesetzt werden kann, muss sie

–
zwangsläufig erwachsen,

–
außergewöhnlich sein und

–
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen wesentlich beeinträchtigen.

Zu den außergewöhnlichen Belastungen zählen zB Katastrophenschäden, auswärtige Berufsausbildung eines Kindes oder Krankheitskosten.

Werbungskosten

Werbungskosten sind Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen (§ 16 Abs. 1 EStG). Beispiele sind

–
Fachliteratur, 

–
Pflichtbeiträge zu Interessensvertretungen sowie

–
Arbeitsmittel und Werkzeuge, 

sofern sie das Werbungskostenpauschale in Höhe von € 132 pro Jahr überschreiten.

Absetzbeträge von der Steuerschuld (§ 33 EStG)

Die Absetzbeträge mindern nicht die Steuerbemessungsgrundlage, sondern unmittelbar die Steuer selbst. Die wichtigsten Absätzbeträge sind:

–
allgemeiner Absetzbetrag (für jeden Steuerpflichtigen; € 887 jährlich, entfällt bei höheren Jahreseinkommen, Einschleifregelung bei Einkommen bis € 14.535)

–
Alleinverdienerabsetzbetrag und Alleinerzieherabsetzbetrag (in beiden Fällen je € 364 jährlich)

–
Arbeitnehmerabsetzbetrag (€ 364 jährlich; bei aufrechtem Dienstverhältnis)

–
Verkehrsabsetzbetrag (€ 54 jährlich; bei aufrechtem Dienstverhältnis)

Anmerkung

Der Kinderabsetzbetrag von monatlich € 291 wird bei der Veranlagung nicht berücksichtigt, da er gemeinsam mit der Familienbeihilfe ausbezahlt wird.

Einkommensteuertarif

Die Steuer vom Einkommen beträgt jährlich (laut § 2 Abs. 2 EStG):

für die ersten € 3.640
0 %

für die weiteren € 3.630
21 %

für die weiteren € 14.530
31%

für die weiteren € 29.070
41%

für alle weiteren Beträge
50%

Es wird somit kein einheitlicher Steuersatz auf das Gesamteinkommen angewendet, sondern das Einkommen wird in einzelne Teile zerlegt, auf die dann der für diese Stufe vorgesehene, ansteigende Steuersatz angewendet wird. 

( Der Einkommensteuertarif ist somit ein progressiver Stufengrenzsatztarif.

2.3
Lohnsteuer

Bei Einkommen aus nichtselbstständiger Arbeit (zB Arbeiter, Angestellte) wird die Einkommensteuer in Form der Lohnsteuer vom Arbeitgeber im Abzugsweg erhoben und an das zuständige Finanzamt abgeführt. Sie errechnet sich laut Lohnsteuertabelle und wird der Arbeitnehmerin/dem Arbeitnehmer von ihrem/seinem Bruttogehalt abgezogen. 

Auf die Lohnsteuer wird im Rahmen des Kapitels „Personalverrechnung“ näher eingegangen.

Arbeitnehmerveranlagung

Der Arbeitnehmer wird zur Einkommensteuer dann veranlagt, wenn er

–
neben den Diensteinkünften andere Einkünfte von mehr als € 730 bezogen hat,

–
in mehreren Dienstverhältnissen gleichzeitig beschäftigt war oder

–
eine Veranlagung beantragt (zB wenn eine Dienstverhältnis nur während eines Teiles des Jahres) bestand.

2.4
Kapitalertragssteuer

Die Kapitalertragssteuer ist ebenfalls eine besondere Erhebungsform der Einkommenssteuer. Ihr unterliegt das Einkommen aus Kapitalvermögen. Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge sind (gemäß § 93 EStG) zB

–
Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen und sonstige Bezüge aus Aktien, aus Anteilen an GesmbHs,

–
Einkünfte des echten stillen Gesellschafters,

–
Zinserträge aus Bankguthaben,

–
Kapitalerträge aus festverzinslichen Wertpapieren (zB Anleihen).

Die Kapitalertragssteuer beträgt 25 % und wird von der kuponauszahlenden Stelle (zB der Bank) einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. 

Endbesteuerung bedeutet, dass die Einkommensteuer mit der Kapitalertragssteuer abgegolten ist. Endbesteuert sind die Zinserträge aus Bankguthaben sowie festverzinslichen Wertpapieren und Gewinnanteile aus inländischen Aktien und GmbH-Anteilen. 

Von der Kapitalertragssteuer befreit sind zB Kapitalerträge aus jungen Aktien und Genussscheinen, deren Anschaffungskosten als Sonderausgaben begünstigt waren. 

3. Körperschaftsteuer (KöSt)

e – corporation tax

Die Körperschaftssteuer ist die Ertragssteuer (Einkommensteuer) der juristischen Personen. Sie ist eine Personensteuer und eine direkte Steuer. Wie die Einkommensteuer auch ist sie eine gemeinschaftliche Bundesabgabe.

Unbeschränkt steuerpflichtig (dh mit sämtlichen in- und ausländischen Einkünften) sind folgende Körperschaften, wenn sie Sitz oder Geschäftsleitung im Inland haben:

–
Juristische Personen des privaten Rechts (zB AG, GmbH, Genossenschaft, Vereine)

–
Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften öffentlichen Rechts (zB ein gemeindeeigenes Gasthaus, Verkehrsbetriebe). Betrieb gewerblicher Art ist jede Einrichtung, die

o
wirtschaftlich selbstständig ist und

o
ausschließlich oder überwiegend einer nachhaltig privatwirtschaftlichen Tätigkeit von wirtschaftlichem Gewicht und

o
zur Erzielung von Einnahmen dient. Die Absicht, Gewinn zu erzielen, ist nicht erforderlich.

Beschränkt steuerpflichtig sind:

–
ausländische Körperschaften (dh ohne Sitz oder Geschäftsleitung, aber mit Betriebsstätte im Inland), die einer juristischen Person des österreichischen Rechts vergleichbar sind und inländische Einkünfte im Sinne des § 98 EStG erzielen;

–
inländische Körperschaften des öffentlichen Rechts (als solche; deren Betriebe gewerblicher Art sind). Steuerpflichtig sind hier nur jene Einkünfte, bei denen die Körperschaftssteuer durch Steuerabzug erhoben wird (dh bei Kapitaleinkünften ist die Kapitalertragssteuer abzuführen).

Steuergegenstand ist wie bei der Einkommensteuer das Einkommen (= Gewinn), das innerhalb des Veranlagungszeitraumes erzielt wurde. 

Der Steuersatz beträgt einheitlich 34 %, und zwar unabhängig von der Höhe des Einkommens und unabhängig davon, ob eine Ausschüttung erfolgt oder nicht.

Unbeschränkt KSt-pflichtige Kapitalgesellschaften haben eine Mindeststeuer zu entrichten.

Die gesetzliche Regelung sieht (grundsätzlich) vor, dass der Mindest-KÖSt-Satz 5 Prozent vom gesetzlich vorgeschriebenen Mindestkapital (GmbH: € 35.000,00 AG: € 70.000,00) beträgt. 

( Zu beachten ist, dass das von einer Körperschaft erzielte Einkommen in zwei Etappen besteuert wird. Es unterliegt nämlich zunächst bei der Körperschaft selbst der Körperschaftssteuer. Wird der bereits mit Körperschaftssteuer belastete Gewinn an natürliche Personen ausgeschüttet, dann unterliegen die Ausschüttungen bei den Gesellschaftern der Einkommensteuer (in Form der Kapitalertragssteuer oder des halben Durchschnittssteuersatzes).

4. Umsatzsteuer

e – value added tax

Die Umsatzsteuer wurde bereits im 1. Jahrgang behandelt.

5. Kommunalsteuer

e – local rate or tax

Der Kommunalsteuer (welche die bisherige Lohnsummensteuer ersetzt), unterliegen die (Brutto-)Ar​beitslöhne, die jeweils in einem Kalendermonat an die Dienstnehmer einer im Inland gelegenen Betriebsstätte des Unternehmens ausbezahlt werden.

Die Steuer beträgt 3 Prozent der Bemessungsgrundlage. Steuerschuldner ist der Unternehmer.

6. Verkehrssteuern

e – property transfer tax

6.1
Erbschafts- und Schenkungssteuer

Steuergegenstand ist der unentgeltliche Vermögenszuwachs des Erben bzw. des Beschenkten. Bei der Steuerbemessung steht das Naheverhältnis des Erwerbers zum Zuwendenden im Vordergrund (Steuerklassen, Begünstigungen). Die Höhe des Erbanfalles (bzw. der Wert der Schenkung) beim einzelnen Erwerber einerseits und das familienrechtliche Naheverhältnis zum Erblasser (bzw. Geschenkgeber) andererseits bestimmen den Steuersatz zwischen 2 Prozent und 60 Prozent.

6.2
Grunderwerbssteuer

Die Grunderwerbssteuer erfasst den Erwerb von inländischen Grundstücken. Die Steuer beträgt beim Erwerb durch familienrechtlich nahe stehende Personen 2 Prozent, ansonsten 3,5 Prozent (in der Regel vom Kaufpreis).

6.3
Gebühren nach dem Gebührengesetz

Den Gebühren nach dem Gebührengesetz unterliegen bestimmte Schriften (zB Zeugnisse, Eingaben an Organe der Gebietskörperschaften) und bestimmte schriftlich beurkundete Rechtsgeschäfte (zB Bestandverträge, Kreditverträge). Die Gebühren gliedern sich in (betragsmäßig fixierte) feste Gebühren und Hundertsatzgebühren (Prozentsatz einer bestimmten Bemessungsgrundlage). Die Entrichtung der Gebühren erfolgte bis 31.12.2001 durch Verwendung von Stempelmarken (Selbstbemessung) und ab 1.1.2002 durch Einzahlung auf Grund amtlicher Bemessung (mittels Barzahlung, Bankomat- oder Kreditkarte). 

7.  Verbrauchssteuern
e – excise duties

Verbrauchssteuern erfassen den Verbrauch bestimmter Güter im Inland. Verbrauchssteuern werden beim Hersteller oder Importeur erhoben. Zu diesen Steuern zählen zB die Mineralölsteuer, die Alkohol- und Biersteuer oder die Tabaksteuer.

Zusammenfassung
Begriff
Erklärung

Steuern
dienen der Finanzierung staatlicher Leistungen; es stehen ihnen keine unmittelbaren Gegenleistungen gegenüber

Beiträge
dienen der Errichtung oder Erhaltung öffentlicher Einrichtungen (zB Kammerbeiträge)

Gebühren
Entgelte, die vom Staat für bestimmte Leistungen eingehoben werden (zB für die Ausstellung eines Reisepasses)

Einkommensteuer
Ertragssteuer der natürlichen Personen

Betriebliche Einkünfte
sind Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus selbstständiger Arbeit und aus Gewerbebetrieb

Außerbetriebliche Einkünfte
sind Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte

Liebhaberei
liegt vor, wenn eine Tätigkeit auf Dauer kein positives Ergebnis erwarten lässt – zählt nicht zur Einkommensteuerbemessungsgrundlage

Gewinn
ist der Gesamtbetrag der Einkünfte bei den betrieblichen Einkunftsarten

Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten
ist der Gesamtbetrag der Einkünfte bei den außerbetrieblichen Einkunftsarten

Absetzung für Abnutzung (Afa)
Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Gegenstandes werden als Aufwand auf die Nutzungsdauer gleichmäßig verteilt

Sonderausgaben
sind Ausgaben der privaten Lebensführung, die bei der Einkommensteuerberechnung (per Gesetz) abgezogen werden dürfen

Außergewöhnliche Belastungen
sind Ausgaben der privaten Lebensführung, denen sich der Steuerpflichtige nicht entziehen kann und seine Leistungsfähigkeit beeinträchtigen; auch sie sind abzugsfähig

Werbungskosten
sind Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung von Einnahmen; sind – wenn sie € 132 überschreiten – abzugsfähig

Progressiver Stufengrenzsatztarif
Die Einkommensteuer kennt keinen einheitlichen Steuersatz – das Einkommen wird in einzelne Teile zerlegt und dann der für diese Stufe vorgesehene Steuersatz angewendet

Lohnsteuer
Einkommensteuer der nichtselbstständigen Personen

Kapitalertragssteuer
ist eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer und besteuert Einkünfte aus Kapitalvermögen mit 25 %

Körperschaftssteuer
ihr unterliegt das Einkommen der juristischen Personen; sie beträgt 34 %

Kommunalsteuer
Bemessungsgrundlage ist die Bruttolohnsumme; sie beträgt 3 % und ist an die Gemeinde bzw. Stadtkasse abzuführen

Verkehrssteuern
knüpfen an bestimmte Vorgänge im wirtschaftlichen oder rechtlichen Verkehr an, zB Erbschafts- und Schenkungssteuer, Grunderwerbssteuer, Gebühren nach dem Gebührengesetz

Verbrauchssteuern
erfassen den Verbrauch bestimmter Güter, zB Zigaretten, Bier, Benzin, im Inland

Fragen und Übungen
1. *
Was versteht man unter direkten Steuern? Geben Sie ein Beispiel an.

2. *
Was ist der Zweck von Steuern, Gebühren und Beiträgen?

3. *
Gliedern Sie die Steuern nach deren Empfänger und geben Sie je ein Beispiel an.

4.*
Erläutern Sie die Begriffe Personensteuer und Objektsteuer.

5. **
Nennen Sie mindestens zwei Veranlagungssteuern.

6.**
Versuchen Sie, die Umsatzsteuer in die fünf angegebenen Einteilungen einzuordnen.

7. *
Wer ist einkommensteuerpflichtig?

8. **
Ein Unternehmer, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Boston/USA hat, hält sich im Jahr 2001 ca. 8 Monate in Österreich auf. Welcher Steuerpflicht unterliegt er?

9. *
Wie wird der Gesamtbetrag der Einkünfte berechnet?

10. *
Unter welche Einkunftsart fallen die Einkünfte der TCOM GesmbH?

11. *
Welche Bedeutung hat die Unterscheidung in betriebliche und außerbetriebliche Einkünfte?

12. ***
Carmen Gläser vermietet als Privatperson ein kleines Haus. Sie lässt eine Garage € 32.700 anbauen. Die Garage wird im August 2001 in Betrieb genommen. Die Nutzungsdauer beträgt 20 Jahre.

Kann Carmen Gläser den Anbau im Rahmen der Einkommensteuer-Veranlagung berücksichtigen?

Wenn ja, wie und in welcher Höhe?

13. *
Nennen Sie drei Beispiele für Einkünfte aus Kapitalvermögen.

14. **
Max Fröhlich verkauft als Privatperson ein Grundstück, das er vor acht Jahren angeschafft hat, mit einem erheblichen Gewinn. Ist dieser Gewinn einkommensteuerpflichtig? Begründen Sie Ihre Antwort.

15. *
Was sind Sonderausgaben? Nennen Sie auch drei Beispiele für Sonderausgaben.

16. *
Welche Voraussetzungen müssen gegeben sein, damit Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen von der Einkommensteuer abgesetzt werden können?

17. *
Was versteht man unter Werbungskosten? Geben Sie zwei Beispiele an.

18. ***
Welche Gewinnermittlungsart kommt für die TCOM GesmbH zur Anwendung? Begründen Sie Ihre Entscheidung.

19. **
Erklären Sie den Begriff „progressiver Einkommensteuertarif“.

20. *
Wie hoch ist der Höchststeuersatz in Österreich?

21. *
Wann kommt es zu einer Arbeitnehmerveranlagung?

22. **
Welche Steuern werden durch die Endbesteuerung von Kapitalerträgen abgegolten?

23. **
Nehmen wir an, die TCOM GesmbH nimmt einen stillen Gesellschafter auf, um den Eigenkapitalanteil im Unternehmen zu erhöhen. Er erhält im Jahr 2001 einen Gewinnanteil von € 18.000,00. Wie viel bekommt er ausbezahlt?

24. **
Wovon ist die Höhe der Erbschafts- und Schenkungssteuer abhängig?

25. **
Die TCOM GesmbH plant eine Expansion und erwirbt ein Grundstück um € 150.000,00. Wie hoch ist die Grunderwerbssteuer?

26. *
Nennen Sie mindestens drei Beispiele für Verbrauchssteuern.

Quellenangabe

Bernhard, Gottfried et. al: Einführung in das Steuer- und Beihilfenrecht, Wien 1999/2000

Doralt,Werner: Steuerrecht 2001, Einführung und Überblick, Stand 1. März 2001, Manz, Wien 2001

Links

www.bmf.gv.at (Bundesministerium für Finanzen)

www.wko.at (Wirtschaftskammern Österreichs)

www.help.gv.at (Wegweiser durch Österreichs Behörden, Ämter und Institutionen)
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